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Wir müssen verhindern, dass der Sozialstaat ruiniert wird, um die 
Reichen verschonen zu können. Vermögende, Personen mit hohen 
Einkommen und finanzstarke Unternehmen müssen wieder stärker zur 
Finanzierung des Gemeinwohls herangezogen werden. Die IG Metall 
tritt für ein Steuerkonzept ein, das die Staatsfinanzen stärkt und mehr 
Steuergerechtigkeit schafft.

	 Wir	fordern:

▲	 Die Einnahmen des Staates müssen deutlich  verbessert werden; 

▲	 die Schuldenbremse darf nicht zur Sozialbremse werden;

▲	 der Höchststeuersatz bei der Einkommensteuer muss wieder 
 erhöht, eine Vermögensteuer  wieder eingeführt, große 
 Erbschaften stärker besteuert werden;

▲	 die Spekulanten müssen mit einer Finanztrans aktionssteuer zur 
 Kasse gebeten werden; Steuerhinterziehung muss wirksamer 
 bekämpft werden.

 Mehr Infos: www.igmetall-bezirk-frankfurt.de

Einkommensbedingungenfürdie
Beschäftigten,stattUnsicherheit
undHungerlöhnen.GuteRenten
undeineArbeitslosenunterstüt
zung,dieeinmenschenwürdiges
LebenunddieAufrechterhaltung
deserarbeitetenLebensstandards
möglichmachen.

MiteinemgerechtenSteuer
konzeptkanndieseAlternative
auchfinanziertwerden.DieIG
MetallschlägtdieAnhebungdes
Höchssteuersatzesvor.Dadurch
würdenhoheJahreseinkommen
stärkerbelastet,niedrigeEinkom
menmüssenentlastetwerden.

DieGewerbesteuersollerhalten
undgestärktundderKörperschaft
steuersatzangehobenwerden.
ZudemmüssenSteuerschlupflöcher
geschlossenwerdenundSteuer
hinterziehungstärkerbekämpft
werden.

AlleinedieWiedereinführung
einerVermögensteuerundeine
höhereBesteuerungvongroßen
ErbschaftenbringenMehrein
nahmenvon26MilliardenEuro.
Spekulantensollenmiteiner
SteueraufFinanztransaktionen
zurKassegebetenwerden.

MitderUmsetzungderForderun
gennacheinemgerechtenSteu
ersystem,könnendieEinnahmen

desStaatesumrund75Milliarden
EuroproJahrerhöhtwerden.
DamitwürdeDeutschlandgerade
einmaldasEinnahmenniveau
anderereuropäischerStaaten
erreichen.
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Gerechte Steuern 
und die Stärkung  
der Staatseinnah-
men sichern unsere 
Zukunft.
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„Deutschlandhatseitvielen
JahrzehntenüberseineVerhältnis
segelebt“–behauptetKanzlerin
AngelaMerkelwosienurkann.Sie
meintdamit,derStaatgebezuviel
Geldaus.Gleichzeitighabenwir
dieNotdesöffentlichenGemein
wesenstäglichvorAugen.Es
fehltanLehrerinnenundLehrern.
Schulen,Hochschulenundandere
öffentlicheGebäudesindineinem
jämmerlichenZustand.Millionen
KinderlebeninArmut,weildie
HartzIVSätzenichtausreichen.
IneinemderreichstenLänderder
WeltkannderStaatdienotwen
digstenöffentlichenLeistungen
nichtmehrbezahlen.

Massive	Steuerausfälle
Schulddaransindvorallem

Steuersenkungen.Siehaben
alleinindenletztenzehnJahren
zuSteuerausfällenvonüber300
MilliardenEurogeführt.Profitiert
habenUnternehmer,Vermögende,
SpitzenverdienerundreicheErben.
ImVerhältniszumBruttoinlands

produktsankendieEinnahmenvon
StaatundSozialversicherungenin
denletztenzehnJahrenvonüber
46Prozentaufunter43Prozent.
Dasbedeutetüber80Milliarden
EuroEinnahmenwenigerproJahr.
ZumVergleich:DasKürzungs
paketderBundesregierungsoll80
MilliardenEuroinderSummevon
vierJahrenbringen,alsoeinViertel
dieserAusfälle.Ab2011sollenlaut
BundesregierungdieEinnahmen
sogarnochniedrigerausfallen.

DurchdieWirtschaftsund
FinanzkrisekamenneueHeraus
forderungenaufdenStaatzu.
Vonheuteaufmorgenwurdenzur
RettungvonBankenMilliarden
bereitgestellt.Mitdendurch
dieKriseverursachtenSteueraus

fällenunddenMehrausgaben
durchdieKonjunkturpaketestieg
dasDefizitvonBund,Ländern,
GemeindenundSozialversicherun
gen2009auf80MilliardenEuro.
Für2010rechnetderFinanzmi

nistermiteinemDefizitvonüber
130MilliardenEuro–historische
Höchststände.

Sozialer	Kahlschlag	droht
DiehoheNeuverschuldung

warzurBekämpfungderKrise
notwendig.

JetztwerdendiehohenSchulden
zurBedrohung.DennderWegzu
einemlängerfristigenunddamit
verträglichenAbbauistverbaut.
Durchdie2009insGrundgesetz

Um den Sozialstaat 
ausreichend zu finan-
zieren, müssen Rei-
che und finanzstarke 
Unternehmen wieder 
stärker in die Pflicht 
genommen werden.

Die Schuldenbremse 
wird zur Sozialbrem-
se. Der soziale Kahl-
schlag verlängert die 
Krise. 

geschriebeneSchuldenbremseha
bensichdiePolitikerselbstFesseln
angelegt.DieLändermüssendie
Neuverschuldungbis2020,der
Bundschonbis2016abgebaut
haben.

DieschwarzgelbeBundesre
gierungwilldieNeuverschuldung
vorallemmitAusgabekürzungen
abbauen.Deshalbdrohtinden
nächstenJahreneinmassiver
sozialerKahlschlag.SeitJuniliegen
diePlänederBundesregierungauf
demTisch.EineListedersozialen
Grausamkeiten:Kürzungenbeim
Elterngeld,StreichungdesHeiz
kostenzuschussesbeimWohngeld.
FürALGIIBeziehendesollendie
Rentenbeitragszahlungenunddas
Elterngeldganzgestrichenwerden,
ebensoderALGIIZuschlagbeim
ÜbergangvonALGI.DieQualifi

zierungsmaßnahmenfürArbeitslo
sesollenmassivgekürztwerden.
BeimPersonalimöffentlichen
Dienstsollenbiszu15.000Stellen
gestrichenundbeimWeihnachts
geldfürBeamtegekürztwerden.

Vermögende,reicheErben
undBezieherhoherEinkommen
werdenvölligverschont.Dabei
könntensiehöhereBelastungen
verkraften,ohneihreAusgaben
einzuschränken.Sozialund

Stellenkürzungendagegenwerden
unmittelbardieNachfrageschwä
chenunddamitdieArbeitslosigkeit
erhöhen.

Sozialstaat	stärken	und	
gerechte	Steuern

EsgibtAlternativenzudieser
Politik.Wirwollenmehrund
bessereöffentlicheBildungsund
Erziehungseinrichtungen.Eine
besserePflegevonAltenund
KrankenmitgutenArbeitsund

Staat	in	not

Sozialstaat in der Krise
Anteil von Staat und Sozialversicherungen am Bruttoinlandsprodukt

Seit 2000 sind die Einnahmen und Ausgaben gemessen an der Wirtschaftsleistung massiv reduziert worden. 
In der Krise sind die Ausgaben hochgeschnellt. Die Einnahmen sollen laut Bundesregierung aber weiter sinken.
Quelle: Statistisches Bundesamt 2009 und Bundesregierung, Deutsches Stabilitätsprogramm, Januar 2010
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Steuer- und Abgabenquoten im Vergleich
2008, in Prozent des Bruttoinlandsprodukts

Die Belastung mit Steuern und Sozialbeiträgen liegt in Deutschland deutlich unter dem euro-
päischen Durchschnitt. Die Steuerbelastung von Vermögen und Gewinnen ist besonders niedrig. 
Quelle: OECD, Revenue Statistics 2009

SteuerquoteSozialabgabenquote

 35,4%

29,8% 27,0% 28,6% 20,6%

23,1%
28,8%

20,3%
20,3%

11,7%

13,4%
16,0% 14,3%

16,0%
13,3%

6,9%

11%
6,6%

Schweden FrankreichItalien Österreich Groß-
britannien

Tschechien Deutschland Griechenland USA

47,1%

43,2% 43% 42,9%

36,6% 36,4% 35,7%

31,3%

26,9%

Ohne die Steuerge-
schenke der letzten 
zehn Jahre wären 
keinerlei „Sparpake-
te“ notwendig, nicht 
im Bund, nicht in Län-
dern und Gemeinden.


